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Vorwort

Arbeit ist ein wesentlicher Integrationsfaktor. Bereits vor der momentanen 
Krise zeigte sich in den EuGH-Entscheidungen Viking, Laval, Rüffert und 
Kommission/Luxemburg, welch vielschichtige Fragen die Realisierung 
des Binnenmarktes aufwirft. Der Blick war dabei insbesondere auf die 
Gewährleistung der unternehmerischen Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsfreiheit im Zusammenhang mit der Entsendung von Arbeitneh-
merInnen und Arbeitskämpfen gerichtet. Dass diese Themen heute aktuel-
ler sind denn je, zeigt sich daran, dass die Europäische Kommission im 
März 2012 einen Richtlinienvorschlag zur Durchsetzung der Entsende-
richtlinie sowie einen Verordnungsvorschlag über die Ausübung des 
Rechts auf Durchführung kollektiver Maßnahmen im Kontext der Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsfreiheit vorgelegt hat. Da die Europäische 
Union nach wie vor keine Harmonisierungskompetenz für das Arbeitsent-
gelt sowie Arbeitskampfrecht hat und der Binnenmarkt durch Aufnahme 
neuer Mitgliedstaaten immer noch wächst, ist zu erwarten, dass die im 
Rahmen dieser Monographie behandelten Problemstellungen auch in Zu-
kunft von großer praktischer Bedeutung sein werden. 

Die dieser Monographie zugrundeliegende Dissertation wurde bisher 
mit mehreren wissenschaftlichen Preisen ausgezeichnet, nämlich einem 
Award of Excellence 2011 des österreichischen Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung, einem Best of Rewi Award 2011 der Karl-
Franzens-Universität Graz, einem Dr. Maria Schaumayer Preis 2011, ei-
nem Josef Krainer Förderungspreis 2012, einem Leopold Kunschak-
Wissenschaftspreis 2012 sowie einem Dr. Alois Mock-Wissenschaftspreis 
2012. Über diese Anerkennung freue ich mich sehr.

Besonderer Dank gilt den beiden Betreuern der Dissertation. Erstbe-
treuerin war Univ.-Prof. Dr. Brigitta Lurger, LL.M. (Harvard), Karl-
Franzens-Universität Graz, die mich auf das Thema aufmerksam gemacht 
hat und deren Führungsstil mir das Verfassen einer Dissertation während 
meiner vierjährigen Assistentenzeit an dieser Universität ermöglicht hat. 
Ich bin sehr glücklich darüber, auch in Zukunft an ihrem Lehrstuhl mitar-
beiten zu dürfen. Die Zweitbegutachtung hat Univ.-Prof. Dr. Abbo Junker, 
Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht (ZAAR) der Ludwigs-
Maximilians-Universität München übernommen. Ihm bin ich insb dafür 
dankbar, dass ich ein Monat lang am ZAAR forschen durfte sowie dass 
die staatenübergreifende Betreuung derart reibungslos funktioniert hat.  

Bedanken möchte ich mich außerdem bei meiner Familie und jenen 
Freunden, die zum Gelingen meiner Dissertation beigetragen haben. Her-
vorzuheben ist dabei mein lieber Freund Dr. Hartwig Gerhartinger, dessen 
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umfassende Unterstützung mir eine große Hilfe war und ist. Außerdem 
möchte ich mich bei meinen Kollegen MMag. Martina Melcher, Mag. 
Christoph Krenn und Dr. Christoph Zehetgruber sowie bei Frau Monika 
Lammer, die mir die Drucklegung der Arbeit wesentlich erleichtert hat, 
sehr herzlich bedanken.

Graz, im Juli 2012 Eva Tscherner
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